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Vorwort

Liebe Leserin, lieber Leser!

Deutschland ist ein verlässlicher Sozialstaat. Die Menschen können sich darauf verlassen, dass sie Unterstüt-
zung und Perspektiven bekommen, wenn sie arbeitslos werden oder nicht mehr arbeiten können, krank oder 
pflegebedürftig werden, nach einem Unfall behindert sind oder durch einen Schicksalsschlag den Boden unter 
den Füßen verlieren. Für all diese Menschen tritt die Gemeinschaft ein. Wie das im ganz konkreten Fall ge-
schieht, regelt das Sozialrecht.

Mit der Übersicht über das Sozialrecht möchten wir Ihnen einen Überblick über die vielfältigen Hilfen der ge-
samten sozialen Sicherung geben. Wir haben in die Übersicht die Sozialgesetzbücher aufgenommen, in denen 
geregelt ist, welche Schutzmechanismen jeweils greifen. Sie können sich aber auch über andere Teilgebiete 
des Sozialrechts informieren: über die Hilfen für Familien genauso wie über die soziale Sicherung der freien 
Berufe, das Wohngeld oder Hilfen für Spätaussiedler.

Das soziale Sicherheitssystem der Bundesrepublik Deutschland blickt auf eine lange Entwicklung zurück. 
Dabei haben wir es ständig aktualisiert. Dadurch zählt unser Sozialsystem heute zu den leistungsstärksten der 
modernen Industriestaaten. Viele Länder in Europa und in der Welt haben das deutsche Sozialsystem zum Vor-
bild genommen. Darauf dürfen wir stolz sein. Aber wir dürfen uns darauf nicht ausruhen: Wir müssen immer 
wieder neue Antworten auf aktuelle Herausforderungen geben.

Für die Übersicht konnten wir kompetente Autorinnen und Autoren gewinnen, die die Sozialgesetze allgemein-
verständlich darstellen und durch Beispiele mit Leben füllen. Das ist wichtig, denn das Sozialrecht ist keine 
Ansammlung von Paragrafen. Es nimmt stets den Menschen in den Blick und regelt, was soziale Sicherung für 
jede und jeden Einzelnen bedeuten kann.

Wir laden alle interessierten Bürgerinnen und Bürger ein, sich mit der Übersicht über das Sozialrecht ein Bild 
davon zu machen, wie das soziale Sicherungssystem in Deutschland organisiert ist und wie es funktioniert. 
Denn soziale Sicherung ist nichts Abstraktes, sondern geht alle etwas an. Ein verlässliches Sozialsystem ist 
Fundament einer lebenswerten Gesellschaft und Garant des sozialen Friedens.

Ihre

Ursula von der Leyen
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1

Ein füh rung

Sozialrecht – Mythen oder Fakten

1 Sozialrecht – darüber lesen wir täglich in den Zei-
tungen. Oft ringen populistische Schlagzeilen um 
die Aufmerksamkeit der Leserinnen und Leser. Und 
nicht selten verzerren solche Schlagzeilen die Wirk-
lichkeit. Mit dem vorliegenden Band „Übersicht über 
das Sozialrecht“ besteht die Chance, sich umfassend 
über das soziale Netz in Deutschland zu informieren 
und dann zu urteilen.

Deutschland verfügt über einen hochentwickelten 
Sozialstaat . Von der Geburt bis ins Alter stellt der 
Sozialstaat Unterstützung für die Bürgerinnen und 
Bürger bereit. All dies ist aber keinesfalls selbstver-
ständlich. Man darf nicht vergessen: All die sozialen 
Leistungen müssen erwirtschaftet werden. Nur wenn 
Deutschland es schafft, auf die Herausforderungen 
der globalisierten Weltwirtschaft die richtigen Ant-
worten zu geben, wenn die deutsche Wirtschaft wei-
terhin zu den führenden der Welt gehört, dann wer-
den wir uns unseren Wohlstand und damit ein hohes 
soziales Niveau weiterhin leisten könnten. Soziale 
Leistungen fallen nicht vom Himmel, sie müssen er-
arbeitet werden.

Sozialrecht und Wirtschaftskrise

2 Deutschland hat die Wirtschaftskrise erfolgreich 
gemeistert. Während im Jahr 2009 das Wachstum 
um fast 5 Prozent zurückging, gab es bereits im Jahr 
2010 überraschend wieder ein unvorhergesehenes, 
starkes Wirtschaftswachstum. Zwar steigt die Staats-
verschuldung in Deutschland – wie auch in anderen 
Staaten – stark an. Aber es war richtig, durch um-
fangreiche staatliche Konjunkturpakete zu versu-
chen, den Abschwung zu dämpfen. Milliardenbeträge 
waren notwendig, um systemische Banken zu retten, 
deren Insolvenz der Staat nicht zulassen konnte, weil 
sonst das Finanzsystem insgesamt bedroht worden 
wäre. Die notwendige staatliche Regulierung, die 

verhindert, dass die „Player“ des Finanzsystems ihre 
eigenen Risiken erfolgreich auf die Allgemeinheit 
externalisieren können, ist weiterhin erst in den An-
fängen. Auch aus sozialpolitischer Sicht ist es aber 
bitter notwendig, eine Wiederholung einer solchen 
Krise zu verhindern, nicht zuletzt auch deshalb, um 
den sozialen Frieden nicht zu gefährden.

Der Sozialstaat hatte in der Krise eine besonders 
wichtige Funktion. Wenn die Arbeitslosigkeit steigt, 
dann fallen die Menschen nicht ins Nichts, sondern 
sind abgesichert. Die Arbeitslosenversicherung spielt 
eine wichtige Rolle. Sie organisiert und finanziert 
Lohnersatzleistungen und stellt sicher, dass auch 
Kranken- und Rentenversicherung weiter laufen. Das 
sind historische Errungenschaften, die sich auch in 
einer Krise bewähren. Gleichzeitig hat dies auch eine 
konjunkturpolitische Wirkung. Insbesondere die Ar-
beitslosenversicherung ist ein sogenannter automati-
scher Stabilisator, der antizyklisch wirkt und die wirt-
schaftliche Nachfrage stabilisiert. Deutschland hat es 
in der Krise erreicht, dass der Arbeitsmarkt in hohem 
Maße von der Rezession abgekoppelt wurde. Insbe-
sondere die Verlängerung und Ausweitung der ge-
setzlichen Regelungen zum Kurzarbeitergeld haben 
es den Unternehmen ermöglicht, die Belegschaften 
während der Krise in Beschäftigung zu halten.

Im Aufschwung besteht nunmehr die Notwendigkeit, 
die Konsolidierung der Staatsfinanzen in Angriff zu 
nehmen. Dem dient die im Grundgesetz verankerte 
Schuldenbremse; sie soll den Bund und die Länder 
zwingen, Staatsschulden zu begrenzen und wieder 
zurückzuführen. Dies ist als Kehrseite zu der expansi-
ven Finanzpolitik in der Krise durchaus sachgerecht. 
Zusammen mit den neu entstandenen haushaltspo-
litischen Herausforderungen, etwa im Kontext der 
europäischen Staatsschuldenkrise und den damit ver-
bundenen auch von Deutschland zu tragenden Hilfs-
transfers, bleibt der finanzielle Druck auf die Sozial-
politik weiterhin hoch. Das wird perspektivisch eine 
Herausforderung auch für das Sozialrecht sein.
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Ein wenig Geschichte ...

3 Im 19. Jahrhundert begann die Absicherung der 
Bevölkerung gegen soziale Risiken. Schon vor einer 
systematischeren Sozialgesetzgebung gab es freiwil-
lige genossenschaftliche und kommunale Hilfs- und 
Unterstützungskassen. Dann organisierte Bismarck 
mit seiner Sozialgesetzgebung erstmals in großem 
Umfang eine soziale Absicherung gegen die größten 
Lebensrisiken. Diese Gesetze aus der Kaiserzeit bil-
deten die Grundlage einer sozialpolitischen Entwick-
lung, die sich in der Weimarer Republik fortsetzte 
und an die die junge Bundesrepublik Deutschland 
nach der Überwindung der Hitler-Diktatur wieder an-
knüpfen konnte.

Die Gesetze zur Krankenversicherung von 1883, 
zur Unfallversicherung von 1884 und zur Invalidi-
täts- und Alterssicherung von 1889 waren die An-
fänge staatlicher Sozialpolitik. Während damals nur 
ein Fünftel aller Erwerbstätigen und ein Zehntel der 
Bevölkerung von der Sozialgesetzgebung erfasst 
wurden, sind heute nahezu 90 Prozent der Bevöl-
kerung in den Schutz der sozialen Sicherung einbe-
zogen. Das soziale Sicherungssystem, das 1927 um 
den wichtigen Bereich der Arbeitslosenversicherung 
ergänzt wurde, hat bis heute überdauert. Erst 1995 
wurde es durch eine fünfte Säule, die Pflegeversiche-
rung, komplettiert.

Es hat aber auch tiefe Einschnitte erlebt – die Infla-
tion von 1923, die Wirtschaftskrise Anfang der 30er 
Jahre oder den Zusammenbruch nach dem Zweiten 
Weltkrieg. Die Anerkennung der sozialen Marktwirt-
schaft und der Aufbau eines starken sozialen Netzes 
ist in Deutschland Ausdruck eines tiefgreifenden 
gesellschaftlichen Konsenses, den alle wichtigen ge-
sellschaftlichen Gruppen mittragen. Dieser Konsens 
wird sich in der gegenwärtigen Wirtschaftkrise und 
im nächsten Aufschwung bewähren müssen.

Sozialstaat ist ein Produktivfaktor

4 Oft findet man in der sozialpolitischen Diskussion 
den Hinweis, dass sozialpolitische Maßnahmen die 
Unternehmen und die Steuerzahler zu sehr mit Kos-
ten belasten. Der Sozialstaat müsse zurückgeschraubt 
werden, um ihn finanziell tragbar zu halten. Diese 
Sichtweise greift zu kurz. Denn es wird ignoriert, 
dass soziale Sicherheit gleichzeitig auch einen wich-
tigen Produktivfaktor einer Volkswirtschaft darstellt. 
Soziale Sicherheit führt zu einer hohen gesellschaft-

lichen Integration und damit zu sozialem Frieden. In 
der Wirtschaftskrise fängt die soziale Sicherung die 
Folgen ab und erreicht, dass die Betroffenen abge-
sichert sind. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
die sozial angemessen abgesichert sind, sind höher 
motiviert und besser in der Lage, in den Betrieben 
produktiv tätig zu sein. Ohne soziale Absicherun-
gen gäbe es mehr Armut und soziale Konflikte. Es 
ist kein Wunder, dass in Deutschland die Zahl der 
durch Arbeitskämpfe verlorenen Arbeitsstunden im 
internationalen Vergleich relativ gering ist. Letztlich 
könnte man sagen: Wer die Fähigkeit hätte, im Mo-
dellbaukasten eine Gesellschaft und ihren Staat von 
Grund auf neu zu konzipieren, der würde ein starkes 
soziales Element einbauen.

Soziale Sicherung und Gerechtig-
keit – vom Grundgesetz gefordert!

5 Das Sozialstaatsprinzip in Deutschland ist in Arti-
kel 20 Abs. 1 des Grundgesetzes festgeschrieben und 
kann selbst durch eine Änderung des Grundgesetzes 
nicht aufgehoben werden. Das heißt, dass der Sozi-
alstaat seinen Bürgern die Sicherung existenzieller 
Lebensbedingungen schuldet, dabei aber auch die 
Voraussetzungen für die Entfaltung von Freiheit zu 
sichern hat. Der Einzelne hat die Verantwortung für 
seine soziale Sicherung aktiv zu übernehmen. Der 
Sozialstaat fußt daher auf emanzipatorischen Grun-
delementen: Auf Leistung und Gegenleistung, Geben 
und Nehmen.  

6 Um die Freiheit des Einzelnen zu wahren, ist es 
auch Aufgabe des Sozialstaats, die Kosten für die 
soziale Sicherheit für jeden Versicherten in einem 
vertretbaren Rahmen zu halten. Soziale Gerechtigkeit 
setzt schon bei der Einnahmeseite der Sozialversi-
cherung an. Die Sozialpolitik muss ständig prüfen, 
was nötig und was entbehrlich ist, um die Beiträge 
möglichst gering zu halten. Was früher zur Behebung 
von verbreitetem Elend erforderlich war, muss heute 
nicht notwendigerweise sinnvoll sein. Durch den ge-
sellschaftlichen Wandel können sich aber auch neue 
Notwendigkeiten ergeben. Bis zur Rentenreform des 
Jahres 1957 lag das Rentenniveau beispielsweise bei 
etwa 40 Prozent des Nettoeinkommens. Das war zur 
Sicherung eines angemessenen Lebensstandards da-
mals kaum ausreichend. Allerdings waren familiäre 
Bindung und Verantwortung ausgeprägter als heute. 
Um den einmal erreichten Lebensstandard im Alter 
aufrecht zu erhalten, war schon immer eine ergänzen-
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de private Absicherung sinnvoll. Denn die Differen-
zen zwischen letztem Arbeitseinkommen und Rente 
gab es damals wie heute. Eigenverantwortlichkeit ist 
deshalb auch in Zukunft ein wichtiges Gebot. Erst-
mals ist es seit 2002 möglich, ein staatlich geförder-
tes Altersvermögen aufzubauen, das hilft, diese Dif-
ferenz so gering wie möglich zu halten.

Netzwerke der sozialen Sicherheit

7 Der Sozialstaat Deutschland hat in dem Span-
nungsfeld zwischen staatlicher Fürsorge einerseits 
und Freiheit und Eigenverantwortung des Einzelnen 
andererseits ein umfassendes Netzwerk geknüpft. 
Die Sicherung des persönlichen Existenzminimums 
durch die Sozialhilfe und die Grundsicherung für Ar-
beitsuchende, die Absicherung von Alter, Krankheit, 
Arbeitslosigkeit, Invalidität und Pflegebedürftigkeit 
im Rahmen der Sozialversicherung, Kindergeld und 
Elterngeld, aber auch die Beteiligungsrechte der 
Arbeitnehmer in den Betrieben sind neben vielen 
anderen Reformgesetzen Ausprägungen der Sozial-
staatlichkeit. Die Sicherung dieser Netzwerke ist eine 
wichtige sozialstaatliche Aufgabe.

8 Innerhalb des Rahmens, der durch den Gesetzge-
ber vorgegebenen ist, wird der Sozialstaat wesent-
lich durch nichtstaatliche Institutionen und durch 
deren Übernahme von Verantwortung geprägt. Dazu 
sei auf die Tarifvertragsparteien hingewiesen: Mit 
dem grundgesetzlichen Auftrag zur Gestaltung der 
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen ausgestattet, 
haben sie durch vertragliche Vereinbarungen ein weit 
verzweigtes, auf die jeweilige Situation abgestimm-
tes Normenwerk geschaffen. Sie werden regelmäßig 
dort tätig, wo die Verantwortlichkeit des Staates auf-
hört – z. B. wenn es darum geht, betriebliche Alters-
sicherungssysteme zu entwickeln, die die staatlichen 
Systeme ergänzen. Da die Beteiligten die eigenen In-
teressen selbst ausbalancieren, ist es entbehrlich, dass 
der Staat tätig wird. Die Bedeutung der nichtstaatli-
chen Initiativen zeigt sich überall: Die freien Wohl-
fahrtsverbände mobilisieren in einem beträchtlichen 
Umfang privates Engagement und private Mittel für 
die Gemeinschaft. Auf dieses private Engagement ist 
der Sozialstaat Deutschland in höchstem Maße ange-
wiesen, denn der Staat wäre hierzu kaum oder nur mit 
größter Mühe – jedenfalls aber nicht so effizient – in 
der Lage. Deshalb ist es wichtig, dass jedem Einzel-
nen bewusst ist, was er selbst für die Gemeinschaft 
mit ein wenig Zeit und Kraft leisten kann.

Möglichst wenig Staat ...

9 Die einzelnen Zweige der Sozialversicherung sind 
keine Untergliederungen des Staates, sondern selbst-
verwaltete Institutionen. Gemeinschaftlich organisie-
ren sie die Selbsthilfe in einer großen solidarischen 
Risikogemeinschaft der Versicherten. Diese Solidar-
gemeinschaft ergänzt die kleineren Gemeinschaften 
von Ehe und Familie, indem sie die Aufgaben über-
nimmt, die den Einzelnen oder die Familie überfor-
dern. Diese Subsidiarität  oder Nachrangigkeit  ist das 
wesentliche Gliederungsprinzip sozialstaatlicher So-
lidarität. Sie führt zu einer Verzahnung der verschie-
denen Kompetenz- und Verantwortungsebenen – der 
persönlichen und gemeinschaftlichen, der privaten 
und öffentlich-rechtlichen, der ehrenamtlichen und 
der professionalisierten. Auch diese subsidiär geglie-
derte Struktur des Sozialstaates hat sich historisch 
entwickelt: Die Sozialversicherung entstand in Etap-
pen, genau wie sich die Sozialgesetzgebung Schritt 
für Schritt entwickelte und sich dabei an den jeweili-
gen Handlungsnotwendigkeiten orientierte.

10 Das Prinzip der Subsidiarität legt die Solidarität 
in die Hände möglichst kleiner Gemeinschaften, die 
sich als effektiver und stabiler erweisen als große 
Bürokratien und wenig anfällig gegen Missbrauch 
sind. In der Selbstverwaltung sind Sozialstaat und 
Demokratie durch die Mitwirkung von Versicherten 
und Arbeitgebern vereinigt. Sie ist daher ein we-
sentliches Element des Sozialstaates in einer freien 
Gesellschaft, das eine beachtliche soziale Produkti-
vität entfaltet hat. Freie Tarifpartner stehen als Motor 
und Förderer von Vielfalt, Differenzierung und Kre-
ativität immer vor der Herausforderung, auf neue 
Entwicklungen neue Antworten zu suchen. Sie sind 
damit unverzichtbarer Bestandteil einer Gesellschaft, 
die Demokratie und Sozialstaatlichkeit als ständigen 
Gestaltungsauftrag begreift.

Weiterentwicklung des Sozial-
staates unabdingbar

11 Die Gesetzgebung stand und steht vor der großen 
Aufgabe, auf Grundlage von seit mehr als einem 
Jahrhundert bewährten Prinzipien die Sozialversi-
cherung für die Zukunft fit zu machen, um auch für 
die künftigen Generationen soziale Sicherheit zu ge-
währleisten.

Wichtige Schritte wurden in den vergangenen Jahren 
angegangen, weitere Schritte liegen vor uns: Die Ge-
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sundheitsreform 2004 hat für die Krankenkassen die 
Möglichkeit geschaffen, die Beitragssätze zu senken 
und gleichzeitig die verfügbaren Mittel so zu konzen-
trieren, dass eine qualitativ hochwertige Versorgung 
der Patienten weiterhin gewährleistet werden konnte. 
Für die Krankenversicherung hatte die große Koali-
tion eine weitere Gesundheitsreform verabschiedet, 
deren erste Bestandteile am 1. April 2007 in Kraft 
traten. Wichtige Elemente waren etwa die Auswei-
tung des Versicherungsschutzes auf bisher nicht Ver-
sicherte sowie ab Anfang 2009 die Einführung des 
Gesundheitsfonds.

12 Mit der Reform der Rentenversicherung im Jahr 
2001 wurden die Weichen für eine staatlich geför-
derte ergänzende Altersvorsorge gestellt. Es wurde 
klargestellt, dass die gesetzliche Rentenversiche-
rung zwar auch zukünftig die wichtigste Säule der 
Alterssicherung bleiben wird, dass aber ergänzende 
Eigenvorsorge in Zukunft unabdingbar ist. Gerade 
angesichts der Tumulte auf den Finanzmärkten hat es 
sich als richtig herausgestellt, die gesetzliche Renten-
versicherung keinesfalls vollständig auf eine Kapital-
deckung umzustellen. Der Risikomix mit dem Umla-
geverfahren als Basis und der privaten Eigenvorsorge 
als Ergänzung bewährt sich.

Ende 2003 wurden weitere Maßnahmen beschlossen, 
um den Beitragssatz in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung auch kurzfristig stabil zu halten. Das lang-
fristig wirkende Kernstück der Reform ist der „Nach-
haltigkeitsfaktor “, der den Anstieg der Renten neu 
einjustieren soll. Wichtige Zielgröße ist, dass im Jahr 
2020 der Beitragssatz nicht über 20 Prozent und im 
Jahr 2030 nicht über 22 Prozent steigt. Außerdem soll 
die Bundesregierung ab 2008 in einem Vierjahrestur-
nus dem Parlament über gegebenenfalls notwendige 
Maßnahmen berichten, falls das Rentenniveau in den 
Jahren 2020 oder 2030 unter eine bestimmte Zielmar-
ke abzusinken droht. Darüber hinaus wurden weitere 
Maßnahmen beschlossen, die auf die demografischen 
Herausforderungen vorbereiten sollen. Dazu gehörte 
die schrittweise, langfristige Erhöhung des gesetz-
lichen Renteneintrittsalters von 65 auf 67 Jahre. In-
zwischen hat die Bundesregierung entsprechend den 
gesetzlichen Vorgaben mit dem Bericht „Aufbruch 
in die altersgerechte Arbeitswelt“ die Entwicklung 
der Beschäftigung älterer Arbeitnehmer analysiert 
und festgestellt, dass die Anhebung der Altersgrenze 
sachgerecht war und ist.

13 Es wurden weitgehende Reformgesetze für den 
Arbeitsmarkt beschlossen, die in der Öffentlichkeit 

als die sogenannten „Hartz-Gesetze“ bekannt sind. 
Die Arbeitsvermittlung durch die Bundesagentur 
für Arbeit sollte effektiver gestaltet werden. Die 
bisherigen bedürfnisorientierten Leistungen der Ar-
beitslosenhilfe und der Sozialhilfe für Erwerbstätige 
wurden zu einer neuen Leistung, dem Arbeitslosen-
geld II , oft auch „Hartz IV“ genannt, zusammenge-
fasst. Dazu kamen sozialpolitisch vertretbare Auflo-
ckerungen beim Kündigungsschutz  und bei der Mög-
lichkeit der Befristung von Arbeitsverhältnissen. 

14 Mit der Pflegereform 2008 wurden Verbesserun-
gen für die Pflegebedürftigen, ihre Angehörigen und 
die Pflegekräfte eingeführt, insbesondere eine schritt-
weise Verbesserung der Leistungen.

Mit der Gesundheitsreform 2011 wurden weitere 
Strukturelemente der gesetzlichen Krankenversiche-
rung fortentwickelt. Die Beitragssätze für Arbeitneh-
mer und Rentner wurde auf 8,2 Prozent angehoben, 
der für Arbeitgeber auf 7,3 Prozent. Ausgabensteige-
rungen sollen zukünftig durch einen einkommensu-
nabhängigen Zusatzbeitrag finanziert werden, wobei 
allerdings Überlastungen der Versicherten durch 
einen automatischen Sozialausgleich aus Steuermit-
teln ausgeglichen werden sollen.

15 In der Grundsicherung für Arbeitssuchende wurde 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Verfas-
sungswidrigkeit der Organisation der Job-Center um-
gesetzt; dazu wurde auch die Verfassung geändert.

Eine große Herausforderung stellte die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts zu den Regelleistun-
gen in der Grundsicherung für Arbeitssuchende dar. 
Nach einem Vermittlungsverfahren wurde eine Neu-
bemessung der Regelbedarfe durchgeführt. In dem 
neuen Regelbedarfsermittlungsgesetz werden die Be-
rechnungsschritte zur Festsetzung der Regelbedarfe 
durch den Gesetzgeber selbst festgelegt. Obwohl in 
Teilen der Öffentlichkeit hohe Erwartungen hinsicht-
lich einer Erhöhung bestanden, fiel sie für Alleinste-
hende mit 5 Euro vergleichsweise bescheiden aus. 
Bei Kindern und Jugendlichen wurden sogar gerin-
gere Beträge ermittelt, so dass der Gesetzgeber eine 
Zahlbetragsgarantie entsprechend dem bisher gelten-
den Recht aussprach.

Weniger in der öffentlichen Debatte präsent ist eine 
durch die Entscheidung vorgezeichnete Entwick-
lung, nach der die jährliche Anpassung – zwischen 
den fünfjährigen Erhebungen der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe – nach einem Lohn- und Preis-
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index erfolgt. Denn die Orientierung an den Anpas-
sungen in der gesetzlichen Rentenanpassung hat das 
Gericht als verfassungswidrig angesehen. Es bleibt 
abzuwarten, ob das Grundsicherungssystem einer 
höheren Anpassungsdynamik folgt als die Rentenver-
sicherung und damit möglicherweise Reformdruck 
– vielleicht sogar auf die Ausgestaltung der Renten-
versicherung – entsteht.

Unmittelbar und sofort galt eine vom Gericht ange-
ordnete Härtefallregelung, da das SGB II keine ent-
sprechenden Vorschriften enthielt; sie ist inzwischen 
ebenfalls im SGB II kodifiziert.

Schließlich – last but not least – wurde mit dem 
sogenannten Bildungspaket für bedürftige Kinder 
Neuland betreten. Zweckgebundene Bildungs- und 
Teilhabeleistungen werden als Rechtsanspruch ge-
währt, z. B. für Lernförderung, Teilhabe, Schul- und 
Kitamittagessen und Schulbedarfe. Neben Kindern 
im Grundsicherungsbereich erhalten dies auch Kin-
der aus Familien, in denen Wohngeld oder Kinderzu-
schlag bezogen wird.

16 Der Koalitionsvertrag von CDU/CSU und FDP 
sieht weitere Schritte zur Fortentwicklung des Sozi-
alstaates vor.

In der Pflegeversicherung soll der Begriff der Pflege-
bedürftigkeit neu und differenziert definiert werden, 
so dass nicht nur körperliche Beeinträchtigungen, 
sondern auch anderwärtiger Betreuungsbedarf, z. B. 
Demenz, berücksichtigt werden kann.

In der Arbeitsmarktpolitik sollen die Instrumente auf 
den Prüfstand gestellt werden mit dem Ziel, sie auf 
Effektivität und Effizienz zu bewerten und auch deut-
lich zu reduzieren.

In der gesetzlichen Rentenversicherung soll ein ein-
heitliches Rentensystem in Ost und West eingeführt 
werden. Im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten 
will die Koalition auch die verbesserte Berücksichti-
gung von Erziehungsleistungen prüfen.

Und wie sieht die Zukunft des 
Sozialstaates aus?

17 Der Sozialstaat muss den gesellschaftlichen Wan-
del reflektieren und ihn gestalten, er muss wirtschaft-
liche Dynamik und soziale Sicherheit miteinander 
verbinden. Der zunehmende Anteil älterer Menschen 
in der Bevölkerung stellt die sozialen Sicherungssys-

teme vor gewaltige Herausforderungen. Dabei darf 
der Sozialstaat die wirtschaftliche Dynamik nicht 
bremsen. Die Weltwirtschaft wächst mehr und mehr 
zusammen. Der grenzüberschreitende Personen-, 
Waren- und Dienstleistungsverkehr expandiert – nicht 
zuletzt durch eine zunehmende Nutzung des Internets 
– in einem Ausmaß, wie es vor wenigen Jahren noch 
unvorstellbar war. Es wächst aber auch international 
nun die Erkenntnis, dass die Krise der Finanzmärkte 
und der Wirtschaft nur durch eine verstärkte Regu-
lierung überwunden werden kann. Das ordnungspo-
litische Leitbild einer unregulierten Marktwirtschaft 
ist zu Recht stark angeschlagen. Die Menschen in 
Deutschland erwarten, dass in all diesen Umwälzun-
gen das soziale Element weiterhin stark bleibt. Von 
einer zukünftig weiterhin starken Sozialpolitik kann 
allerdings auch erwarten werden, dass sie flexibel 
bleibt und sich den neuen Gegebenheiten anpasst. 
Der Wandel erfordert Behutsamkeit, da das System 
sozialer Sicherung auf dem Vertrauen von Millionen 
Bürgerinnen und Bürgern beruht, die ihre Lebenspla-
nung auf dieses System abstellen. Eine Entwicklung, 
wonach die zukünftig verstärkt notwendig werdende 
Haushaltskonsolidierung auf Kosten des Sozialen 
gehen sollte, wäre sicherlich die falsche Lehre aus 
der Krise.

18 Alle Bürgerinnen und Bürger müssen im Rahmen 
der staatlichen Gesamtverantwortung zukünftig höhe-
re Mitverantwortung für den Sozialstaat übernehmen. 
Damit ist nicht eine Privatisierung von Risiken ge-
meint, sondern ein aktives Mitwirken bei der verant-
wortungsvollen Nutzung knapper Ressourcen sowie 
die Gestaltung der eigenen langfristigen Vorsorge. 
Auch eine aktive Mitwirkung bei der Prävention, der 
Vorbeugung gegen soziale Risiken, wird zukünftig 
eine größere Bedeutung erlangen.

Die individuellen Bedürfnisse der Bürger und das 
Gesamtinteresse der Sicherungssysteme sind in ein 
sinnvolles Gleichgewicht zu bringen, um die Er-
folgsgeschichte des Sozialstaates weiterzuführen. In 
der Alterssicherung bestätigt sich die Grundsatzent-
scheidung, eine höhere  Eigenvorsorge vorzusehen 
und staatlich zu fördern. Im Gesundheitswesen kann 
die gleichmäßige medizinische Versorgung und Absi-
cherung der Bevölkerung nur erhalten bleiben, wenn 
alle Beteiligten mitwirken, die Ressourcen effizient 
zu nutzen, überflüssige Leistungen zu vermeiden und 
insgesamt die knappen Ressourcen auf eine qualitativ 
hochstehende Versorgung zu konzentrieren.




